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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Miiz, Sick, Dr. Jobst, Dr. Kunz (Weiden), 
Niegei, Dreyer, Dr. Waffenschmidt, Dr. Kraske, Dr. Jenninger, 

Dr. Mertes (Geroistein) und Genossen 
- Drucksache 7/2665 - 

betr. Lage und Entwicklung der Bauwirtschaft 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 6. November 1974 - IV C 6 - 
02 81 00 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 

Baunachfrage und Bautätigkeit waren in den Jahren 1972/1973, 
insbesondere im Bereich des Wohnungsbaues, boomartig über- 
steigert. Allgemeine inflationäre Erwartungen und die Befürch- 
tung weiter steigender Baupreise stimulierten die Nachfrage in 
einem Umfang, der bei realistischer Einschätzung nicht von 
Dauer sein konnte. Die Wohnungsbaugenehmigungen und 
-fertigstellungen gingen weit über die in Vorausschätzungen 
des längerfristigen Bedarfs ermittelten Werte hinaus. 

Der seit Mitte 1973 festzustellende Rückgang von Baunadifrage 
und Bautätigkeit, insbesondere im Wohnungsbau, ist mithin 
vor allem eine strukturelle Anpassung an die mittel- und lang- 
fristig zu erwartenden Marktgegebenheiten. Um die Übergangs- 
phase zu erleichtern und um Beschäftigungseinbrüchen sowie 
einem zu starken Kapazitätsabbau entgegenzuwirken, hat die 
Bundesregierung bekanntlich bereits seit November letzten 
Jahres eine Reihe von Maßnahmen ergriffen. 

Diese Maßnahmen haben zu einer Stabilisierung der Nachfrage 
für Wohnungsbauten beigetragen. Im öffentlichen Bau ist es zu 
einem nicht unbeträchtlichen Anstieg gekommen, der den wei- 
teren Rückgang im Wirtschaftsbau, wenigstens zum Teil, aus- 
geglichen hat (vgl. Statistische Beihefte zu den Monatsberichten 
der Deutschen Bundesbank, Reihe 4, Saisonbereinigte Wirt- 
schaftszahlen, Oktober 1974, Nr. 10). 

Die Verminderung der Beschäftigtenzahl im Bauhauptgewerbe 
ist aufgrund des im Jahr 1973 noch vorhandenen hohen Bau- 
überhanges mit Verzögerung dem Rückgang der Nachfrage ge- 
folgt. 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die eingetretene 
Abnahme der Beschäftigtenzahl im Bauhauptgewerbe um rd. 
200 000 unvermeidbar war. Eine weitere, allerdings deutlich 
langsamere Abnahme der Beschäftigten ist, auch wegen der 
steigenden Produktivität, durchaus möglich. Die mittelfristig 
zu erwartende Baunachfrage dürfte aber mit den verbleibenden 
Arbeitskräften gedeckt werden können. 

Das von der Bundesregierung am 25. September 1974 beschlos- 
sene Sonderprogramm zur regionalen und lokalen Abstützung 
der Beschäftigung setzt die bisherige konjunkturpolitische Linie 
konsequent fort. Die darin enthaltenen Maßnahmen wirken 
einer zu starken Verringerung der Beschäftigtenzahl in der 
Bauwirtschaft entgegen. Die Bestimmung, daß - abgesehen von 
dem Modernisierungsprogramm des Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau - nur Projekte Aufnahme in 
das Programm finden, die bis zum 31. Dezember 1974 zu Auf- 
tragsvergaben führen, zielt auf eine schnelle Wirksamkeit des 
Programms ab. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige und zu- 
künftige Entwicklung in der Bauwirtsdiaft vor dem Hintergrund 
des am 11. September 1974 beschlossenen Sonderprogramms 
zur Abstützung der Beschäftigung in Höhe von 950 Millionen 
DM? 

Das von der Bundesregierung beschlossene Sonderprogramm 
zur Abstützung der Beschäftigung soll die aus den strukturellen 
Anpassungsvorgängen in der Bauwirtschaft entstehenden ge- 
samtwirtschaftlichen Risiken begrenzen und einem zu starken 
Abbau von Kapazitäten in der Bauwirtschaft Vorbeugen. Der 
Anpassungsprozeß in der Bauwirtschaft wird mit dem Jahr 1974 
noch nicht abgeschlossen sein. Das Sonderprogramm, das vor- 
wiegend 1975 zum Tragen kommt, wird diesen Prozeß erleich- 
tern. 


2. Mit welcher Begründung spricht die Bundesregierung - u. a. in 
den letzten monatlichen Lageberichten des Bundeswirtschafts- 
ministeriums - wiederholt von einer Stabilisierung bzw. Kon- 
solidierung der baukonjunkturellen Entwicklung, obgleich fast 
alle Daten der Proüuktions- und Nachfrageentwicklung bei 
Ausschaltung saisonaler Einflüsse auf eine anhaltende Ab- 
wärtsbewegung hindeuten? 


Die Indikatoren der Nachfrageentwicklung, erteilte Baugeneh- 
migungen und Auftragseingänge, zeigen - abgesehen vom 
Wirtschaftsbau - nach saisonaler Bereinigung seit Anfang des 
Jahres eine deutliche Stabilisierung, wenn auch auf niedrigem 
Niveau. So hat der saisonbereinigte Index aller erteilten Hoch- 
baugenehmigungen nach m^ umbauten Raumes (1970 = 100) 
im Februar 1974 mit 77 Punkten seinen Tiefstand erreicht und 
schwankt seitdem zwischen 77 und 84 Punkten (vgl. saison- 
bereinigte Wirtschaftszahlen der Deutschen Bundesbank). Bei 
den Baugenehmigungen für Wohnungsbauten ist vom Tiefstand 
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Februar 1974 mit 73 Punkten bis August 1974 ein Anstieg auf 
80 Punkte zu verzeichnen. Im öffentlichen Hochbau stieg der 
Index im gleichen Zeitraum sogar von 106 auf 142. Lediglich die 
Baugenehmigungen für Wirtschaftsgebäude sind bisher noch 
abwärts gerichtet (Februar 1974 = 76 Punkte, August 1974 = 
67 Punkte). Auch bei den Auftragseingängen zeichnet sich eine 
Stabilisierung ab. Diese Aussagen decken sich mit den Fest- 
stellungen der Wirtschaftsforschungsinstitute. 

Die Produktion, die sich erst mit einer gewissen Verzögerung 
der Nachfrageentwicklung anpaßt, ist dagegen noch weitgehend 
rüdcläufig. 


3. Ist die Bundesregierung trotz des inzwischen erreichten Ab- 
baus der Baukapazität der Meinung, daß die anhaltend rück- 
läufige Entwicklung der Bautätigkeit noch immer eine An- 
passung an den mittelfristig zu erwartenden Baubedarf dar- 
stellt, obwohl die Länderwirtschaftsminister bereits im Sep- 
tember 1974 in einer internen Berechnung - gemessen an dem 
langfristig zu erwartenden Baubedarf - eine Auftragslücke in 
Höhe von ca. 11,5 Milliarden DM ermittelt haben? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der bisherige 
Kapazitätsabbau sich im Rahmen der Anpassung an den mittel- 
fristig zu erwartenden Baubedarf hält. 

Bei den Berechnungen des Arbeitskreises der Wirtschaftsmini- 
sterkonferenz handelt es sich um Modellrechnungen mit be- 
stimmten Prämissen, denen die Bundesregierung nicht zustim- 
men kann. So erscheint nicht nur die als Bezugsgröße geschätzte 
mittelfristige Nachfrage, sondern auch der für das Jahr 1975 
unterstellte Anstieg der Hochbaunachfrage (beim Wirtschafts- 
bau z. B. + 37 V. H.) zu hoch. Außerdem ist bei den Berech- 
nungen der nicht unerhebliche Produktivitätsfortschritt unbe- 
rücksichtigt geblieben. 


4. Hält die Bundesregierung die im Konjunktursonderprogramm 
freigegebenen Mittel in Höhe von 950 Millionen DM für aus- 
reichend, obwohl aufgrund der erwähnten Berechnungen der 
Länderwirtschaftsminister und unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß sich, wie sich auch aus der Arbeitsmarktstatistik 
ergibt, rund ein Viertel der gesamten Baukapazität in einer 
besonderen Krisensituation befindet? 

Das Sonderprogramm vom September 1974 wie auch die frühe- 
ren Maßnahmen der Bundesregierung sollen und können kei- 
nen Ausgleich für dauerhaft ausfallende private Baunachfrage 
bringen. Sie werden jedoch dazu beitragen, bruchartige Ent- 
wicklungen in der Bauwirtschaft zu verhindern, die Anpassung 
der Kapazitäten an die mittelfristig zu erwartende Nachfrage 
zu erleichtern und damit Überreaktion beim Abbau der Kapa- 
zitäten zu vermeiden. Allein durch das Sonderprogramm dürfte 
im übrigen wegen des von den Bauherren aufzubringenden 
Eigenanteiles bei der Finanzierung der Bauten eine bauwirk- 
same Nachfrage von weit mehr als 1 Mrd. DM aktiviert wer- 
den. Die seit Herbst 1973 beschlossenen Maßnahmen zugunsten 
der Bauwirtschaft führen zu einer Mehrnachfrage nach Bau- 
leistungen von etwa 4 bis 5 Mrd. DM. 
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5. Handelt es sich bei den Schubladenprojekten, die die Bundes- 
regierung im Notfall für die Bauwirtschaft vorsieht, um ver- 
gabefreie Projekte? 

Den vorsorglichen Überlegungen der Bundesregierung für evtl, 
konjunkturfördernde Maßnahmen liegen nur solche Projekte 
zugrunde, die alsbald zu entsprechenden Auftragsvergaben 
führen würden. 


6. Sind in diesen Schubladenprojekten auch potentielle Aufträge 
für strukturschwache Gebiete vorgesehen, oder kommen diese 
nur überwiegend den Ballungsräumen zugute? Handelt es sich 
bei den Projekten zur Ankurbelung der Konjunktur in der 
Bauwirtschaft um wirtschaftlich sinnvolle Investitionsvorhaben, 
und welche Bereiche sind darin besonders angesprochen? 

Die in Betracht kommenden Investitionsvorhaben liegen sowohl 
in strukturschwachen Gebieten als auch in den Ballungsräumen, 
dies schon, um eine situationsgerechte Auswahl der Maßnah- 
men zu ermöglichen. Erfaßt sind selbstverständlich nur Pro- 
jekte, die wirtschaftlich sinnvoll sind und den Anforderungen 
einer bedarfsgerechten öffentlichen Aufgabenerfüllung ent- 
sprechen. Von einer Wiedergabe der Bereiche, die dabei im 
einzelnen angesprochen sind, wird .abgesehen, um keine kon- 
kreten Erwartungen zu wecken. ' 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Nachfragesituation im 
Wohnungsbau, und ist sie der Meinung, daß der künftige 
langfristige Baubedarf ermittelt werden kann, ohne daß sich 
zuvor die Bedingungen des Kapitalmarktes normalisiert haben? 

Die Wohnungsbaunachfrage wird z. Z. im wesentlichen von 
privaten Einzelbauherren getragen, die sich in der Regel bei 
der Finanzierung ihrer Vorhaben auf Bausparverträge stützen 
können. Bei den Wohnungsunternehmen und Bauträgern ist 
dagegen angesichts der Schwierigkeiten beim Verkauf und bei 
der Vermietung von Neubauwohnungen in größeren Projekten 
eine deutliche Zurückhaltung zu beobachten. 

Der langfristige Wohnungsbaubedarf kann in einem marktwirt- 
schaftlichen System nicht „ermittelt", sondern nur geschätzt 
werden. Hierbei sind Voraussagen über die in einem lang- 
jährigen Schnitt tatsächlich zu erwartende jährliche Wohnungs- 
bauleistung und normative Wohnungsbedarfsprognose zu unter- 
scheiden. Bei normativen Wohnungsbedarfsprognosen wird 
grundsätzlich von den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
wie z. B. der Entwicklung des Kapitalzinses, abgesehen. Sie 
sind weitgehend das Ergebnis normativer wohnungspolitischer 
Vorstellungen über die künftig anzustrebende Wohnungs Ver- 
sorgung. Allerdings werden sie immer daraufhin zu überprüfen 
sein, ob sie im Blick auf die mutmaßliche Entwicklung der tat- 
sächlichen Wohnungsbaunachfrage plausibel sind. Auch bei 
solchen Überlegungen muß von kürzerfristigen Schwankungen 
des Kapitalzinses abgesehen werden. 
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8. Mit welcher Berechtigung spricht die Bundesregierung von 
Strukturproblemen der Bauwirtschaft und strukturellen Ur- 
sachen der gegenwärtigen Unterbeschäftigung in diesem Wirt- 
schaftszweig, obwohl feststeht, daß die rückläufige Baunach- 
frage ganz überwiegend eine Folge konjunkturpolitischer Ein- 
griffe war und ist? 

9. Hält die Bundesregierung die Verweigerung rasch und durch- 
schlagend wirksamer Hilfsmaßnahmen für die Bauwirtschaft 
mit dem ständigen Hinweis auf die Notwendigkeit des „Ge- 
sundschrumpfens" für gerechtfertigt angesichts der Tatsachen, 
daß dies im maschinellen Bereich in so kurzer Zeit nicht 
möglich ist und die in den Jahren zuvor erfolgte Kapazitäts- 
ausweitung in der Bauwirtschaft auf eine falsche Datensetzung 
in der Konjunkturpolitik und auf andere von der Öffentlichen 
Hand ausgehende Signale zurückzuführen ist? 

Wie bereits dargelegt, ist die rückläufige Wohnungsbaunach- 
frage hauptsächlich eine zwangsläufige Reaktion auf die voran- 
gegangenen Übersteigerungen. Die Stabilitätspolitik der Bun- 
desregierung hat eine weitergehende Übersteigerung verhin- 
dert und den Prozeß der Rückführung der Wohnungsbaunach- 
frage auf eine angemessenere Größenordnung beschleunigt. 

Die Anpassung der Baukapazitäten, insbesondere an die nied- 
rigere Wohnungsbaunachfrage, muß - wie schon erwähnt - als 
vor allem strukturelle Anpassung bezeichnet werden. 

Soweit sich die Bundesregierung zur Frage des mittelfristigen 
Wohnungsbedarfes geäußert hat, wurden durchweg Zahlen ge- 
nannt, die weit unter den tatsächlichen Wohnungsbaugenehmi- 
gungen der Jahre 1971 bis 1973 lagen. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Hinweise, daß ein 
großer Teil der rasch wachsenden Insolvenzfälle in der Bau- 
wirtschaft auf Illiquidität infolge der schlechten Zahlungsmoral 
auch der öffentlichen Hand zurückzuführen ist, und ist die Bun- 
desregierung unter diesen Umständen damit einverstanden, 
daß Zahlungsanweisungen nach erfolgter Auftragsausführung 
hinausgezögert werden, sei es aus konjunkturpolitischen, haus- 
haltstechnischen oder anderen nicht auftragsbedingten Grün- 
den? 


Verträge über die Durchführung öffentlicher Baumaßnahmen 
sind von den Bauverwaltungen auf der Grundlage der Verdin- 
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) abzuschließen. Nach 
§16 VOB/B sind alle Zahlungen an die Auftragnehmer auf das 
Äußerste zu beschleunigen. Die Bauverwaltungen haben ferner 
bei der Durchführung von Baumaßnahmen in möglichst kurzen 
Zeitabständen Abschlagszahlungen in Höhe des Wertes der 
jeweils nachgewiesenen vertragsmäßigen Leistungen zu ge- 
währen. Die einzelnen Abschlagszahlungen müssen spätestens 
12 Werktage nach Eingang der Aufstellung über die erbrachten 
Leistungen erfolgen. 

Die Schlußzahlung, die wegen der fortlaufenden Leistung von 
Abschlagszahlungen im Verhältnis zu der gesamten Abrech- 
nungssumme in der Regel ohnehin gering ist, muß alsbald nach 
Prüfung und Feststellung der vom Auftragnehmer vorzulegen- 
den Schlußrechnung geleistet werden. Sollte sich die Prüfung 
und Feststellung der Schlußrechnung verzögern, sind die Bau- 
verwaltungen gehalten, die unbestrittenen Beträge sofort aus- 
zuzahlen. 
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Die Erfahrungsberichte der Finanzbauverwaltungen, die die 
Hochbaumaßnahmen des Bundes durchführen, haben ergeben, 
daß die Zahlungen in diesem Bereich nach wie vor entsprechend 
den vertraglichen Bedingungen ohne Verzögerung erfolgen. 
Weisungen der Bundesregierung an die zuständigen Dienst- 
stellen, Zahlungen hinauszuschieben, bestehen nicht. Die Bun- 
desregierung hat auch nicht die Absicht, die gegenwärtig be- 
stehenden vertraglichen Regelungen und Weisungen zu ändern. 


11. Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß von den in den 
letzten zwölf Monaten aus dem Bauhauptgewerbe ausgeschie- 
denen rd. 200 000 Arbeitskräften mehr als 56 v. H. Fach- 
arbeiter waren, volkswirtschaftlich und sozialpolitisch sowie 
im Interesse einer langfristigen Sicherung eines hohen fach- 
lichen Leistungsstandes der Bauwirtschaft für vertretbar? 

Der Anteil der Facharbeiter an den im Juli 1974 gegenüber Juli 
1973 ausgeschiedenen Arbeitskräften aus dem Bauhauptge- 
werbe war etwas geringer als der Anteil der Facharbeiter an 
der Gesamtzahl der im Bauhauptgewerbe Beschäftigten, über- 
durchschnittlich hoch war dagegen der Rückgang bei den ange- 
lernten und ungelernten Arbeitskräften (Fachwerkern und 
Werkern). Der durchschnittliche fachliche Leistungsstand der im 
Bauhauptgewerbe insgesamt Beschäftigten dürfte sich somit so- 
gar erhöht haben. 


12. Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine exakte Arbeits- 
marktanalyse in der Bauwirtschaft gegenwärtig nicht mehr 
möglich ist, da die Bundesanstalt für Arbeit trotz des be- 
kanntermaßen hohen Ausländeranteils in der Bauwirtschaft 
seit Anfang 1973 keine Angaben mehr über die Beschäftigung 
von Ausländern in der Bundesrepublik liefert, und was ge- 
denkt sie dagegen zu tun? 

Die Beschäftigtenzahlen für das Bauhauptgewerbe werden 
monatlich - unterteilt nach Berufsgruppen - erhoben, so daß 
eine Beschäftigtenanalyse für das Bauhauptgewerbe möglich 
ist. Allerdings fehlen seit Anfang 1973 die bis dahin von der 
Bundesanstalt für Arbeit vierteljährlich erhobenen Zahlen über 
die in der Bauwirtschaft insgesamt (Bauhauptgewerbe sowie 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe) beschäftigten Ausländer. Zur 
Zeit stehen nur Angaben für das Bauhauptgewerbe aus einer 
Jahreserhebung des Statistischen Bundesamtes zur Verfügung. 
Um für das Bauhauptgewerbe rasch wieder laufend Daten über 
die beschäftigten Ausländer zu bekommen, ist das Statistische 
Bundesamt gebeten worden, zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
anläßlich der beabsichtigten Umstellung und Erweiterung der 
kurzfristigen Statistiken über die bauausführende Wirtschaft 
die Frage nach den im Bauhauptgewerbe beschäftigten Aus- 
ländern in die monatliche Bauberichterstattung aufzunehmen. 
Im übrigen werden in absehbarer Zeit die auch nach Wirt- 
schaftszweigen gegliederten Ausländerzahlen aus der bei der 
Bundesanstalt für Arbeit im Aufbau befindlichen Beschäftigten- 
statistik zur Verfügung stehen. 
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13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Statistik der 
Auftragsvergaben der öffentlichen Hand im Tiefbau und den 
entsprechenden Auftragseingängen im bauausführenden Tief- 
bau seit einigen Monaten wachsende Differenzen entstanden 
sind, die bisher nicht geklärt werden konnten, die anderer- 
seits aber das Bild der wirklichen Lage verfälschen? 

Die Bundesregierung beurteilt die Entwicklung im Tiefbau an- 
hand einer Reihe von Indikatoren, wie z. B. Auftragseingänge,. 
Auftragsvergabe der öffentlichen Hand, Auftragsbestände, 
Daten des Ifo-Konjunkturtests, geleistete Arbeitsstunden, Pro- 
duktionsindex. Eine ausreichend zuverlässige Beurteilung der 
Lage des Tiefbaus ist somit, trotz der bekannten Abweichung 
der Statistik über die Auftragsvergaben der öffentlichen Hand 
im Tiefbau von der Statistik der Auftragseingänge, möglich. 
Das Statistische Bundesamt ist bemüht, diese Differenzen, so- 
weit sie nicht auf Erhebungsunterschieden (Auftragseingangs- 
statistik nur bei Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten; Auf- 
tragsvergabestatistik nur für Aufträge über 25 000 DM und in 
Gemeinden über 5000 Einwohner) beruhen, zu klären. 


14. Welche Chance sieht die Bundesregierung, die Baukonjunktur 
im Jahre 1975 nicht noch weiter abgleiten zu lassen vor dem 
Hintergrund des von ihr selbst im mittelfristigen Finanzplan 
verkündeten begrenzten Ausgabenzuwachses für das kom- 
mende Jahr, von dem insbesondere die öffentlichen Investi- 
tionen betroffen sind? 

Die strukturelle Anpassung der Bauwirtschaft an das verringerte 
und mittelfristig nur noch langsam wachsende Bauvolumen wird 
sich 1975, wenn auch langsamer als bisher, fortsetzen. Auch 
1975 werden die öffentlichen Bauinvestitionen weiter steigen 
und zur Stützung der Baukonjunktur beitragen. 

Die Bundesregierung ist im übrigen darauf vorbereitet, gege- 
benenfalls mit weiteren gezielten Maßnahmen einzugreifen. 
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